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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

4 StR 303/23 
 

vom 

21. Dezember 2023 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

 

wegen Wohnungseinbruchdiebstahls 
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Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag und mit Zustimmung 

des Generalbundesanwalts sowie nach Anhörung des Beschwerdeführers am 

21. Dezember 2023 gemäß § 349 Abs. 2 und 4, § 421 Abs. 1 Nr. 3 StPO, § 354 

Abs. 1 StPO analog beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Land-

gerichts Detmold vom 13. April 2023 wird  

a) mit Zustimmung des Generalbundesanwalts von der Ein-

ziehung des Wertes von Taterträgen gegen den Ange-

klagten abgesehen, soweit sie 10.000 Euro übersteigt, 

b) das vorbezeichnete Urteil, soweit es den Angeklagten be-

trifft, im Einziehungsausspruch dahingehend geändert, 

dass gegen ihn die Einziehung des Wertes von Taterträ-

gen in Höhe von 10.000 Euro angeordnet wird und die 

weiter gehende Einziehung entfällt. 

2. Die weiter gehende Revision wird verworfen. 

3. Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels zu 

tragen. 
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Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Wohnungseinbruchdieb-

stahls zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten verurteilt und 

die Einziehung des Wertes von Taterträgen in Höhe von 12.000 Euro angeord-

net. Die hiergegen gerichtete, auf die Rüge der Verletzung materiellen Rechts 

gestützte Revision des Angeklagten erzielt den aus der Beschlussformel ersicht-

lichen Teilerfolg und ist im Übrigen unbegründet im Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. 

1. Der Senat hat mit Zustimmung des Generalbundesanwalts gemäß 

§ 421 Abs. 1 Nr. 3 StPO aus prozessökonomischen Gründen von der Einziehung 

des Wertes von Taterträgen abgesehen, soweit der (vom Landgericht auf 

2.000 Euro geschätzte) Wert der entwendeten, später zu einem Teil an den Ge-

schädigten zurückgelangten Gegenstände betroffen ist, und in der Folge die Ein-

ziehungsentscheidung entsprechend abgeändert (§ 354 Abs. 1 StPO analog). 

2. Im Übrigen hat die Nachprüfung des Urteils aufgrund der Revisions-

rechtfertigung keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Angeklagten ergeben. 

3. Der geringfügige Teilerfolg des Rechtsmittels gibt keine Veranlassung, 

den Angeklagten von der Pflicht zur Übernahme der durch sein Rechtsmittel 

veranlassten Kosten und Auslagen auch nur teilweise zu entlasten (§ 473  
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Abs. 4 StPO) oder die Kostengrundentscheidung des erstinstanzlichen Urteils in 

entsprechender Anwendung des § 465 Abs. 2 StPO zu ändern. 

Quentin Rommel Maatsch 

 Dietsch Marks 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Detmold, 13.04.2023 ‒ 23 KLs-23 Js 1107/21-1/23 


